


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung 

am Donnerstag, dem 20. September 1990 

Rathaus, Ratssaal 





Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.10 Uhr




                          Ende: 19.48 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

17.57 bis 18.22 Uhr

Vorsitzende/r :

Stadtpräsidentin Reyer 



2. Stellv. Stadtpräsident Biallowons

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 

Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Johanning, Kaiser, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein, Tewes, Tovar, Voigt, Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:

Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Hochheim,



Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:   

Diesel, Diester, Dr. Graner, Frau Jöhnk,



Frau Potjans, Dr. Reimers

Außerdem sind anwesend:   

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer/in:

Ratsfrau Schalow



Ratsherr Kühlmorgen

2.  Schriftführer/in:

Ratsfrau Lange



Ratsherr Wulff

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Frau Bruschkeit 

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung. Sie begrüßt die Anwesenden und insbesondere eine Gruppe von Schülerinnen und Schülern der Humboldt-Schule, die sich in der Projektwoche mit der Arbeit der Ratsver​sammlung beschäftigen. Die Gruppe hat darum gebeten, während der Sitzung Filmaufnahmen machen zu dürfen.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Stadtpräsidentin Reyer übermittelt Geburtstagsgrüße an den Leiter des Ord​nungsamtes, Herrn Horst Lechel, und an Ratsherrn Rolf Johanning, der ge​stern 50 Jahre alt geworden ist.

Stadtpräsidentin Reyer stellt fest, daß sich 6 Ratsmitglieder entschuldigt haben und Ratsherr Johanning und Ratsherr Wulff mitgeteilt haben, daß sie später kommen werden, so daß zu Beginn der Sitzung 41 und später 43 Rats​mitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Bürgeranfragen


Es liegen keine Bürgeranfragen vor.

3. Petitionen



a) Gesundheitsgefährdende Lärmbelastung in der           - Drs. 643 -



Hofholzallee zwischen Einmündungen Melsdorfer



Straße und Uhlenkrog



--------------------------------------------- 



Hierzu liegt folgende Petition von Herrn Erhard Löffler vor:



"Sehr geehrte Damen und Herren,

ich wende mich in dieser Angelegenheit an den Eingabeausschuß, weil die Verwaltung und die maßgeblichen politischen Organe der Stadt Kiel trotz der seit Jahren immer wieder begründet vorgetragenen Klagen über die au​ßergewöhnliche Belastung der o. a. Straße keinerlei Maßnahmen zu einer wirksamen Reduzierung der Immissionen und damit zur Wiederherstellung einer Umgebung eingeleitet haben, die einen menschenwürdigen Charakter besitzt und eine tolerierbare Lärmbelästigung mit sich bringen.

In einer Zeit, in der die Verkehrszahlen derartig angestiegen sind und weder der Bundesgesetzgeber noch die Automobilindustrie gewillt sind, die zur Verfügung stehenden technischen Möglichkeiten zur Reduzierung der Lärmemissionen vorzuschreiben bzw. anzuwenden, kann für das Gebiet einer Gemeinde nur die kommunale Selbstverwaltung Entscheidungen herbei​führen, die zum Schutz der in ihr lebenden Bürger dringend erforderlich sind. Und sie muß es auch; die Pflicht zur sozialen Fürsorge ist dabei ausschlaggebend.

Eine Gemeinde wie die Stadt Kiel kann natürlich nicht per Verordnung er​reichen, daß Kraftfahrzeuge bauartbedingt weniger Emissionen abgeben, aber sie kann und muß durch andere ihr zur Verfügung stehende Mittel zu einer Reduzierung beitragen, wenn sie der Verpflichtung den in ihr le​benden Bürgern gegenüber, gesundheitsgefährdenden vermeidbaren Belastun​gen Einhalt zu gebieten, nachkommen will.

Zu diesen Maßnahmen, die zweifellos zu dem angestrebten Ziel führen, ge​hören folgende ordnungsrechtliche Maßnahmen, die ich als Mindestforde​rungen betrachte:



1. Einführen von Tempo 30 (streckenweise)

2. Anlegen von Fußgängerüberwegen im Abstand von 80 - 100 m (ohne Licht​zeichenanlage)

3. Sperren der o. a. Straße nachts und am Wochenende für den Durchgangs​verkehr

4. Generelles Durchfahrverbot für Lkw über 2,8 t zul. Gesamtgewicht.

Hierzu ist eine Geschäftliche Mitteilung des Magistrats auf den Tisch gelegt worden. Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Tiefbauamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) beantragt, dem Petenten im Sinne der Geschäftlichen Mitteilung zu antworten.



Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) ist damit nicht einverstanden.

Er hält eine Diskussion im Bau- und im Gesundheitsausschuß für notwendig und beantragt, die Petition und die Geschäftliche Mitteilung an die ge​nannten Ausschüsse zu überweisen.



Auch der Ältestenrat sollte mit einbezogen werden.

Stadtpräsidentin  -R e y e r   (SPD) fragt, ob die Angelegenheit nun zu​rück an den Magistrat geht, oder ob mit Mehrheit beschlossen werden soll, die Antwort wie vorgeschlagen zu geben.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) spricht sich dafür aus, dem Antrag von Stadtrat Schirmer zu folgen. Sie erkundigt sich, ob der Ratsfraktion



DIE GRÜNEN die Stellungnahme vorliegt.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) antwortet, daß seine Fraktion das Material heute erst um 13.30 Uhr erhalten hat. Er hält die vorgesehene Antwort für zu oberflächlich. Man wird dem Anliegen des Petenten gerech​ter, wenn qualifiziert auf das Lärmproblem eingegangen wird.

Stadtpräsidentin   R e y e r  (SPD) läßt darüber abstimmen, ob die Ge​schäftliche Mitteilung als Antwort für den Petenten verwendet werden soll.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

4. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r  (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht-


zeitig zugestellt worden ist.


Mit einer Zusammenstellung, die diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet ist,


wurde weiteres Beratungsmaterial auf den Tisch gelegt.


Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgende Änderungen ergeben:


Die Kleinen Anfragen

zu Punkt 7. a) - Verhalten der Landeshauptstadt Kiel gegenüber - Drs. 580 ​atombewaffneten bzw. -angetriebenen Schiffen,





die Kieler Häfen anlaufen

zu Punkt 7. c) - Unterrichtsausfall an den Beurflichen Schulen - Drs. 647 -

zu Punkt 7. d) - Ergebnisse und Konsequenzen des Kieler-Woche- - Drs. 648 -





Kongresses

zu Punkt 7. f) - Getränkeausgabe an Kieler Schulen

- Drs. 660 -

zu Punkt 7. h) -
2. Nachtragshaushalt

- Drs. 688 -

zu Punkt 7. i) - Sanierungsgebiet Kiel-Hörn (SAH)

- Drs. 689 -

können noch nicht beantwortet werden.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) und Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) beantragen, die Kleinen Anfragen und die Große Anfrage am Ende des öffent​lichen Teils vor "Verschiedenes" zu behandeln.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert, in Angelegenheiten der Ge​schäftsordnung mit Mehrheitsabstimmung zu operieren. Dieses Thema sollte im Ältestenrat behandelt werden.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) unterstreicht das von Ratsherrn Voigt Gesagte. Dieses Verfahren ist nicht sehr demokratisch.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -




bei 6 Gegenstimmen

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt weiter mit, daß aufgrund der ge​strigen Magistratsberatungen folgende Punkte heute nicht behandelt werden:

Punkt 10. - Satzungsänderung der Kieler Spar- und Leihkasse
- Drs. 644 -


Vertagt

Punkt 13. - Vermögenshaushalt 1990, UA 115, außerplanmäßige
- Drs. 624 -


Ausgabe bei der Haushaltsstelle 115.008.951


- Bodensanierung auf dem Grundstück Julienluster Weg -


Vom Dezernenten zurückgezogen

Punkt 14. - Neubau des Feuerwehrhauses der Freiwilligen
- Drs. 634 -


Feuerwehr Kiel-Mitte mit einer Abschnitts-


führungsstelle


Vom Dezernenten zurückgezogen

Punkt 15. - Neubau Einsatzzentrale der Feuerwehr

- Drs. 635 -


- Nachrichtentechnik -

hier: Kostenanschlag aufgrund der Ausschreibungs-



ergebnisse


Vom Dezernenten zurückgezogen

Punkt 16. - Beihilfe an den Förderverein MS "Stadt Kiel";
- Drs. 661 -


hier: Gebührenbefreiung für das Traditionsschiff



MS "Stadt Kiel"


Vom Dezernenten zurückgezogen 

Punkt 17. - Deponie Schönwohld, 1. Bauabschnitt

- Drs. 654 -


Vom Dezernenten zurückgezogen

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt weiter mit, daß die F.D.P.-Rats​fraktion

den Punkt 9. h) - Planungsstand Mühlenwegtrasse

- Drs. 651 -

zurückgezogen hat.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) erklärt, daß die CDU-Ratsfraktion die Dringlichkeit für die nachgereichten

Punkte 9. i) - Genehmigung nicht aufschiebbarer Ausgaben       - Drs. 658 -

       9. l) - Einwendung der Landeshauptstadt Kiel gegen den  - Drs. 691 


​Einsatz von plutoniumhaltigen Mox-Brennstäben


im KKW Brunsbüttel


und

       9. m) - Einrichtung einer dritten Gesamtschule in       - Drs. 692 


​Kiel-Süd

nicht anerkennt.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) teilt mit, daß die SPD-Ratsfraktion grund​sätzlich bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen, mit Ausnahme der Punkte 9. f) - Änderung des Kommunalen Finanzausgleichs - Drs. 649 - und

9. k) - Tag der deutschen Einheit am 3. Oktober 1990 - Drs. 690 -, die Dringlichkeit nicht anerkennt.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) stellt den Dringlichkeitsantrag, den im Magistrat vertagten Punkt 10. - Satzungsänderung der Kieler Spar- und Leih​kasse - Drs. 644 - wieder auf die Tagesordnung der Ratsversammlung zu neh​men.

Es schließt sich eine ausführliche Geschäftsordnungsdebatte an, an der sich Rednerinnen und Redner aller Fraktionen beteiligen.

Ratsherr   V o i g t  (DIE GRÜNEN) und Ratsfrau   A s c h m o n e i t - 

L ü c k e   (F.D.P.) kritisieren, daß entgegen der bisherigen Praxis an die Anerkennung der Dringlichkeit ein so strenger Maßstab gelegt werden soll.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) erwidert, daß dies im Interesse einer Straffung der Arbeit der Ratsversammlung notwendig ist.

In den nachfolgenden Redebeiträgen wird die Dringlichkeit der nachgereich​ten Anträge aus Sicht der Antragsteller begründet.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) beantragt, die Punkte 9. c) - Frau​enfeindliche Darstellungen der Fassadenmalerei am Iltisbunker - Drs. 639 ​und 9. e) - Atomwaffenfreie Zone Kiel - Drs. 640 - von der Tagesordnung ab​zusetzen.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: 

A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

Ratsfrau   L a n g e   (CDU) stellt namens der CDU-Ratsfraktion folgenden Dringlichkeitsantrag:

"Es wird beantragt, die 1. Nachtragssatzung zur Satzung Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel (Drs. 573) sowie den Widerspruch des Oberbürger​meisters (Drs. 678) auf die Tagesordnung der Ratsversammlung am 20. Septem​ber 1990 zu setzen."

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) weist darauf hin, daß der Punkt

1. Nachtragssatzung zur Satzung Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel vom 30. August 1990, hier: Widerspruch des Oberbürgermeisters - Drs. 678 ​als Punkt 22. in die Zusammenstellung aufgenommen worden ist. Hierbei han​delt es sich nach Aussage des zuständigen Dezernenten lediglich um eine Ge​schäftliche Mitteilung.

Kenntnis genommen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß es sich bei allen nach​gereichten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt, zu deren Anerkennung eine 2/3-Mehrheit erforderlich ist.

Sie verweist darauf, daß die SPD-Ratsfraktion und die CDU-Ratsfraktion im einzelnen erklärt haben, bei welchen Anträgen und Vorlagen sie die Dring​lichkeit nicht anerkennen werden und stellt fest, daß für diese Punkte die erforderliche 2/3-Mehrheit nicht gegeben ist.


Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt über die Tagesordnung in der ge-


änderten Form abstimmen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - bei Enthaltungen -


Damit ist die Tagesordnung in der geänderten Form genehmigt.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters

a) Freizeit oder Spaßbad in Kiel 


----------------------------- 



Es liegen keine Wortmeldungen vor.



Kennntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Sportamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b) Ergebnis der Umfrage "Welche weiterführende Schule für mein Kind?" 


------------------------------------------------------------------ 



Es liegen keine Wortmeldungen vor.



Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Schulwesen ist in der dieser Niederschrift vor​gehefteten Kurzniederschrift enthalten.


c) Erlaß des Innenministers des Landes Schleswig-Holstein zum Stellen-


plan 1990 

------------------------------------------------------------------- 

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) weist darauf hin, daß er die Äuße​rung des Innenministers für rechtlich fraglich hält. Der Innenminister ist zwar die Genehmigungsbehörde des Haushaltsplanes, kann aber deshalb nicht willkürlich mit Auflagen operieren.

Man sollte Kontakt mit dem Innenminister aufnehmen. Vieles bleibt unbe​rücksichtigt; diese Praxis wird der Notwendigkeit nicht gerecht.



Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Hauptamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.


d) Städtepartnerschaft Stralsund



----------------------------- 

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) merkt an, daß er 10 Arbeitstage für eine sehr geringe Dauer hält angesichts der Problematik der Städte in der DDR.



Er findet es auch bedauerlich, daß bisher noch keine Mitarbeiter der



Partnerstadt nach Kiel gekommen sind.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) hält weitere Personalzu​wendungen für Stralsund für vorstellbar.



Für diesen Fall soll aber die Ratsversammlung beschließen, Mittel be-



reitzustellen.

Problematisch ist, daß die entsendeten Mitarbeiter nach ihrer Rückkehr die liegengebliebenen Arbeiten aufholen müssen. Er weist darauf hin, daß das Land Schleswig-Holstein keine finanziellen Zuschüsse gewährt.

Ein Beschluß der Ratsversammlung müßte sowohl Personal- als auch Kosten​konsequenzen beinhalten.



Kenntnis genommen.

Ein Abbruch dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Presseamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten

Kurzniederschrift enthalten.

e) Erfahrungsbericht Kieler Woche 1990 


----------------------------------- 


Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) erläutert die Geschäftli​che Mitteilung.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) fragt, warum man sich erst so spät Ge​danken über die Abfallvermeidung während der Kieler Woche macht.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) weist darauf hin, daß die​ses Problem regelmäßig angesprochen wurde.

Die Problematik ist allerdings nicht ohne weiteres lösbar. Vor drei Jah​ren z. B. gab es noch keine einsetzbaren Ideen. Die Ideenentwicklung ist eine Prozeßentwicklung und bedarf einer Überprüfung.


Ratsherr   G e r d a u   (CDU) stellt fest, daß ihm Oberbürgermeister


Luckhardt bereits viele Kritikpunkte vorweggenommen hat.

Die Ratsversammlung wird gezwungen sein, mehr Mittel für die Spiellinie, die Segelregatten und das Konzert der Nationen zur Verfügung zu stellen.

Zur Verkehrsproblematik bittet er zu überlegen, ob man das Kieler-Woche​Ticket der KVAG wieder aufleben lassen kann.

Die Feststellung der F.D.P.-Ratsfraktion, daß ein Verkehrsinfarkt bevor​stehe, ist nicht nachvollziehbar.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) bezeichnet die Ausführungen von Oberbürgermeister Luckhardt als Versuch, die Schwach​stellen des Berichtes auszubügeln.

Den Bericht hält sie für oberflächlich und gleichgültig; auch ein Kri​tikbewußtsein fehlt. Sie empfiehlt dem Oberbürgermeister, in Zukunft ei​ne ähnliche Aufstellung zu machen, wie die in der Geschäftlichen Mittei​lung des Amtes für Schulwesen enthaltene.


Sie kritisiert, daß es in dem vorliegenden Bericht nur um Quantitäten


geht. Qualitäten bleiben unberücksichtigt.


Die Themen Lebensqualität, Kriegsschiffe und ökologische Fragen werden


nicht erwähnt.

Sie bemerkt, daß der "Automobilismus" kein Problem von Staus ist, son​dern daß das Ozon-Problem damit zusammenhängt. Das Abgasproblem spielt in dem Bericht allerdings keine Rolle.

Die überdimensionierte Zigarettenwerbung wird zwar angesprochen, es wird allerdings auch der wirtschaftliche Erfolg erwähnt.

Sie zitiert den Bericht, wonach sich der Ausschank von Bier bewährt hat und bemerkt, daß man auf der Kieler Woche nicht "die Sau herauslassen" müßte.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) rügt diese Äußerung.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) nimmt Stellung zu den Verkehrs- aussagen des Berichtes und geht auf den Antrag im Bauausschuß ein.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) hält die Kieler Woche für eine Gemein​schaftsarbeit der Ratsverammlung, der Fraktionen, der Verwaltung und der Einwohner. Er bittet die Ratsfraktion DIE GRÜNEN, von der Möglichkeit der Teilnahme an den Ausschuß-Sitzungen Gebrauch zu machen, statt unent​schuldigt zu fehlen.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) regt an, stärker ökologische Vorstel​lungen in die Kieler Woche zu integrieren.



Ihm fiel die Dominanz ökonomischer Belange an der Kiellinie auf.

Sein Vorschlag ist, zukünftig weniger "Freßbuden" aufzustellen und statt dessen mehr Platz zum Flanieren und für ökologische Inhalte zu schaffen.



Eine Reduzierung von Kommerz, Abfällen und Verkehr würde die Resonanz



der Kieler Woche nach außen vergrößern.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) bemerkt, daß die Bilanz der Kieler Woche erstmals als Kapitalismusfrage dargestellt wird.

Bei 500 Programmpunkten kann sich jeder etwas aussuchen, das ihm ge-



fällt; es kann nicht jeder alle Punkte billigen.

An den Bericht kann man noch Zahlenmaterial anhängen, dies stellt aller​dings nicht den Sinn eines solchen Berichtes dar.

Er empfiehlt der Ratsfraktion DIE GRÜNEN; mit dieser negativen Darstel​lung Kommunalwahlkampf zu betreiben. Die Kieler Woche wird seiner Auf​fassung nach von der Fraktion zu pessimistisch beurteilt.



Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Presseamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

7. Kleine Anfragen

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die Kleinen Anfragen und die Großen Anfragen zum Schluß der Öffentlichen Sitzung vor Punkt "Verschiedenes" zu behandeln.


Wegen der besseren Lesbarkeit der Niederschrift verbleiben die Punkte in


ihrer ursprünglichen Reihenfolge.

a) Verhalten der Landeshauptstadt Kiel gegenüber         - Drs. 580 


​atombewaffneten bzw. -angetriebenen Schiffen,

die Kieler Häfen anlaufen 

--------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Worauf stützt sich die anläßlich des Besuchs der britischen Fregatten "HMS Cornwall" und "HMS Campeltown" im Juli dieses Jahres öffentlich durch Stadtrat Diesel und Bürgermeister Hochheim vorgetragene Inter​pretation des Ratsbeschlusses vom 6. Juli 1989, dieser beziehe sich "eindeutig" lediglich auf von der Landeshauptstadt Kiel eingeladene Kriegsschiffe?

2. a) Bedeutet diese vorgetragene Interpretation des Magistrats, daß atombewaffnete bzw. -angetriebene Kriegsschiffe, die sich nicht auf Einladung der Landeshauptstadt Kiel hier aufhalten, dem Magi​strat willkommen sind?

b) Sieht der Magistrat sich in Übereinstimmung mit dem Beschluß der Ratsversammlung vom 6. Juli 1989, wenn er die Besatzungen von atombewaffneten bzw. -angetriebenen Kriegsschiffen, die sich auf Einladung der Bundeswehr in Kiel aufhalten, zu offiziellen Empfän​gen einlädt?

3. Hat der Magistrat dafür Sorge getragen, daß zur Kieler Woche 1991 keine atombewaffneten bzw. -angetriebenen Kriegsschiffe eingeladen werden? In welcher Weise ist dies geschehen?

Die Kleine Anfrage kann noch nicht beantwortet werden. Es ist beantragt worden, die Kleine Anfrage in der nächsten Sitzung der Ratsversammlung zu behandeln.

b) Abriß der Gebäude 7 und 8 auf dem                     - Drs. 653 


​Wellingdorfer Seefischmarkt


--------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wann werden die Ruinen der Gebäude 7 und 8 auf dem Wellingdorfer See​fischmarkt abgerissen?


2. Ist dem Magistrat bekannt, wer der Polizei den Abriß der Gebäude für




April 1990 angekündigt hat?

3. Ist dem Magistrat bekannt, inwieweit die Ruine einen Gefahrenherd darstellt und der Platz als illegale Mülldeponie genutzt wird?


Ratsfrau   L a n g e   (CDU) trägt die Kleine Anfrage vor.


Stadtrat Dr.  K i r s c h n i c k   (CDU) antwortet im Namen des Magi-


strats.


Kenntnis genommen.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

c) Unterrichtsausfall an den Beruflichen Schulen         - Drs. 647 


​--------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:


1. Wie hoch war der Unterichtsausfall im Schuljahr 1989/90 in der Stadt




Kiel an den Beruflichen Schulen?


2. Welches sind die Ursachen für den Unterrichtsfehl und welche Maßnah-




men wurden zur Beseitigung unternommen?


3. Wie ist die Ausstattung der Beruflichen Schulen mit Sachmitteln für




die Unterrichtsgestaltung?


Diese Kleine Anfrage kann noch nicht beantwortet werden. Sie wird nach


der Geschäftsordnung schriftlich berantwortet.

d) Ergebnisse und Konsequenzen des Kieler-Woche-         - Drs. 648 


​Kongresses


--------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

1. Welche Ergebnisse hat der Kieler-Woche-Kongress zum Thema "Stadtbe​grünung" erbracht und welche Erkenntnisse ergeben sich daraus für den Magistrat?


2. Wieviel hat der Kongress die Stadt Kiel gekostet?


3. Wie gedenkt die Stadt zukünftig die Effizienz derartiger Veranstal-




tungen zu verbessern?


Diese Kleine Anfrage kann noch nicht beantwortet werden. Sie wird nach


der Geschäftsordnung schriftlich beantwortet.

e) Direktvermarktung und Angebote aus                    - Drs. 659 


​ökologisch kontrolliertem Anbau auf Wochenmärkten 


------------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Unter welchen Voraussetzungen wird derzeit der Verkauf von Erzeugnis​sen aus ökologisch kontrolliertem Anbau auf den Kieler Wochenmärkten genehmigt bzw. welche rechtlichen (satzungsmäßige Auflagen etc. pp.) und sonstigen Hemnisse bestehen derzeit für die Genehmigung von Marktständen zum Verkauf von Erzeugnissen aus ökologisch kontrollier​tem Anbau?

2. Wieviele Anträge für den Verkauf von Erzeugnissen aus ökologisch kon​trolliertem Anbau auf den Wochenmärkten wurden in den vergangenen drei Jahren aus welchen Gründen abgelehnt?

3. Welche Möglichkeiten bestehen zur Förderung des Verkaufs von Erzeug​nissen und ökologisch kontrolliertem Anbau auf den Wochenmärkten bzw. ist beabsichtigt, ausgewiesene Marktabschnitte für die Vermarktung von Erzeugnissen aus dem ökologischen Landbau einzurichten?


Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis


genommen.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

f) Getränkeausgabe an Kieler Schulen                     - Drs. 660 


​--------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


1. An welchen Schulen Kiels werden Getränke 



a) in Verbundpackungen, 



b) in Weißblechdosen (z. B. aus Automaten) und 



c) in Einwegglasverpackungen 



ausgegeben?


2. Wird beabsichtigt, die Ausgabe in den unter 1 a) bis 1 c) aufgeführ-



ten Verpackungen zu unterbinden?



- Wenn ja, in welcher Form soll das geschehen?


Diese Kleine Anfrage kann noch nicht beantwortet werden. Sie wird nach


der Geschäftsordnung schriftlich beantwortet.

g) Industriemuseum                                       - Drs. 687 ​


--------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion als Tischvor-


lage vor:

1.  Wie ist der aktuelle Stand der Vorbereitungen zur Errichtung des Mu​seums für Industrie- und Alltagskultur?


2a. Welche Finanzzuweisungen und Bewilligungsbescheide sind bisher vom




Land Schleswig-Holstein erfolgt?


2b. In welcher Höhe sind bisher Ausgaben erfolgt?

3.  Welche Personaleinstellungen sind bisher im Zusammenhang mit der Er​richtung des Museums erfolgt oder vorbereitet?


Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) trägt die Kleine Anfrage vor.


Stadträtin   L e n t z   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) hält die Antworten zur Frage 2. für das Wesentliche. Die Frage ist nun, warum noch keine Zuweisungen und Bewil​ligungen vom Land erfolgt sind und welche politischen Konsequenzen dar​aus in der Kulturpolitik der Landeshauptstadt Kiel gezogen werden.


Solange es keine festen Finanzzuweisungen gibt, ist es illusorisch zu


glauben, mit dem Bau beginnen zu können.


Konsequenz müßte sein, einen Schlußstrich zu ziehen, es sei denn, das


Land trifft endlich eine finanzielle Entscheidung.

Stadträtin   L e n t z   (SPD) weiß nicht, warum das Land noch keinen Bewilligungsbescheid zugeschickt hat; eine Zusage wurde jedoch bereits gemacht.


Solange kein Bescheid vorliegt, werden keine Personaleinstellungen vor-


genommen, aber man kann bereits Bewerbungen sichten.


Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) weist darauf hin, daß im Haus-


haltsplan 1989 3,5 Mio. DM zur Verfügung gestellt sind.


Das Land hat im Haushaltsplan 1990 weitere 500.000 DM ausgewiesen, die


bis heute ebenfalls nicht zur Verfügung gestellt wurden.

Er fragt auch, wann mit der Umsetzung der Gießerei angefangen wird. Seit dem Weggang von Herrn Johanning wird dazu nichts mehr gesagt.


Ein Industriemuseum ist zwar wünschenswert, aber die finanzielle Lage


zwingt die Stadt, darauf zu verzichten.

Stadträtin   L e n t z   (SPD) erkundigt sich, was Stadtrat Diekelmann ihr eigentlich vorwirft; ob er ihr vorwirft, zu zögerlich oder zu unver-


antwortlich zu sein.


Ohne Bewilligungsbescheid wird kein Geld ausgegeben. Deshalb soll aber


auch nicht auf das Geld verzichtet werden.

Sie sieht keine Veranlassung für die Aussage, das Museum würde nicht er​richtet werden.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kann nicht verstehen, daß Stadträtin Lentz keine Veranlassung zu dieser Aussage sieht.


Die Ratsverammlung hat ein Anrecht auf schnelle Klärung der Angelegen-


heit durch Stadträtin Lentz.

Er gibt zu Protokoll, daß er um eine Geschäftliche Mitteilung bittet, in der dargestellt wird, wann und wie das Museum für Industrie- und All​tagskultur finanziert wird. Dabei geht es insbesondere um den Zuschuß des Landes.

Stadträtin   L e n t z   (SPD) bemerkt, daß es in der momentanen schwie​rigen Situation schwer ist, konkrete Äußerungen zu machen.

Sie kritisiert, daß permanent Unterstellungen geäußert werden. Es sind offensichtliche Probleme vorhanden; sie hält aber eine solche Behand​lung, wie sie zur Zeit vorgenommen wird, für nicht sinnvoll.


Sie kann eine Geschäftliche Mitteilung machen, allerdings kann sie na-


türlich das Land nicht zu etwas zwingen.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) rügt Ratsherrn Voigt, der in der


Aussprache das Wort "Verarschung" gebraucht hat.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) stimmt der Bitte um eine Ge​schäftliche Mitteilung zu. Wichtig ist, das Land zu fragen, warum das Geld noch nicht bewilligt wurde.

Die Finanzministerin ist gegen die Umsetzung der Gießerei. Beim Land wird das Museum unterschiedlich bewertet. Nach einer Antwort des Landes auf die Fragen in der Geschäftlichen Mitteilung wird man mehr wissen.


Nach seiner Auffassung ist die Finanzierung des Museums zusammengebro-


chen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) weist darauf hin, daß bei Kleinen Anfragen keine Anträge gestellt werden können. Anträge können lediglich zu Protokoll gegeben werden.


Kenntnis genommen.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

h) 2. Nachtragshaushalt 1990                             - Drs. 688 ​


------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion als Tischvor-


lage vor:

1. Wie hoch ist der Gesamtbetrag der im 2. Nachtragshaushalt 1990 nicht berücksichtigten und nun nachgemeldeten Personalkosten (unter Einbe​ziehung der Deckungsreserve) und wie setzt sich dieser Betrag zusam​men?


2. Auf welche Gründe im einzelnen ist die Nichtberücksichtigung dieser



Beträge im 2. Nachtragshaushalt 1990 zurückzuführen?


3. Wieviele Stellen sind 1990



a) überplanmäßig besetzt worden? 

b) Wie hoch ist die Geamtzahl der abgeschlossenen bis zu 6-Monatsver​träge? 

c) Wie hoch ist die Gesamtzahl der Stellenbesetzungen ohne Einschal​tung der Selbstverwaltung?


Diese Kleine Anfrage kann noch nicht beantwortet werden. Sie wird nach


der Geschäftsordnung schriftlich beantwortet.

i) Sanierungsgebiet Kiel-Hörn (SAH)                      - Drs. 689


​-------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion als Tischvor-


lage vor:

1. Wann und in welcher Weise wurde der Planungsauftrag zur Sanierung der Hörn mit den Hafen- und Verkehrsbetrieben abgestimmt?


2. Deckt sich der Auftrag zur Bestimmung der Sanierungsziele im SAH mit

dem Beschluß der Ratsversammlung vom 21.10.1989, wonach auch eine Va​riante "Hafen und Gewerbe" vorgesehen war?


3. Ist es richtig, daß - abweichend von dem o. a. Beschluß - der Pla-



nungsauftrag den Hafen nur noch am Rande abhandeln soll? 

Wenn ja, warum wurde vom o. a. Beschluß der Ratsversammlung abgewi​chen?


Diese Kleine Anfrage kann noch nicht beantwortet werden. Sie wird nach


der Geschäftsordnung schriftlich beantwortet.

8. Große Anfragen


a) Zukunft des Schauspielhauses der                      - Drs. 472 -



Landeshauptstadt Kiel



-------------------------------- 


Hierzu liegt folgende Große Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Die Kieler F.D.P. hat mit Sorge festgestellt, daß die räumlichen und technischen Bedingungen für die Durchführung eines den Ansprüchen einer Landeshauptstadt gerecht werdenden Schauspielbetriebes nicht mehr aus​reichend gegeben sind. Um die erforderlichen Maßnahmen einleiten zu kön​nen, fragen wir den Magistrat:

1. Wie beurteilt der Magistrat den Zustand des Gebäudes hinsichtlich der derzeit erforderlichen und weiterhin zu erwartenden baulichen Unter​haltungsarbeiten, und mit welchen finanziellen Aufwendungen wird mit​telfristig zu rechnen sein?

2. Entsprechen nach Auffassung des Magistrats die räumlichen Gegebenhei​ten den Anforderungen an einen Schauspielbetrieb, der geeignet ist, das derzeit noch hohe künstlerische Niveau zu halten oder gar zu steigern, und wie sind die Arbeitsbedingungen für Schauspielerinnen und Mitarbeiterinnen unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit und der Qualität der Arbeitsplätze zu bewerten.

3. Ist der Magistrat bereit, für den Fall einer ungünstigen Beurteilung der Fragen zu 1. und 2. mittel- bis langfristig den Neubau eines Schauspielhauses anzustreben und die dafür erforderlichen Planungs​schritte so zu gestalten, daß bis zum Stadtjubiläum 1992 Ergebnisse eines Plaqnungswettbewerbs öffentlich ausgestellt und diskutiert wer​den können?

4. Ist der Magistrat mit uns der Auffassung, daß ein geeigneter neuer Standort das Gelände an der Alten Feuerwache sein könnte, und daß in einem solchen Falle in dem jetzigen Gebäude in der Holtenauer Straße die Möglichkeit zur Errichtung eines Programmkinos eröffnet wird?

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) begründet und er​läutert die Große Anfrage.



Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) verzichtet auf die Verlesung der



Antwort.



Er unterstreicht, daß sich Unterhaltungsarbeiten nicht lohnen.

Er wird dem Kulturausschuß für die nächste Sitzung einen Bericht vorle​gen, der das Ergebnis des mit der Untersuchung beauftragten Architekten enthält.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) ist der F.D.P.-Ratsfraktion dankbar für die Einbringung dieser Großen Anfrage. Er bezeichnet es als schändliches Schauspiel, was den Zuschauern, den Künstlern und dem technischen Perso​nal geboten wird.

Man hat das Schauspielhaus verkommen lassen, statt schon früher etwas zu unternehmen.

Es ist dringend notwendig, daß im Kulturausschuß Beschlüsse gefaßt wer​den, damit ein Neuanfang gemacht werden kann.

Ratsherr   B i a l l o w o n s   (SPD) teilt mit, daß die SPD-Ratsfrak​tion die Sorge der F.D.P.-Ratsfraktion teilt.

Er hält allerdings konkretere Angaben für notwendig. Die Festlegung der F.D.P.-Ratsfraktion in der Begründung, wonach nur ein Neubau in Frage



kommt, erscheint ihm vorschnell.



Er weist darauf hin, daß die Kosten nicht allein getragen werden können.



Kenntnis genommen.

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-



schrift enthalten.

9. Anträge der Fraktionen


a) Umweltpreis                                           - Drs. 632 -



----------- 



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Um die aktive Beteiligung der Öffentlichkeit an der Lösung lokaler Um​weltprobleme zu fördern, stiftet die Landeshauptstadt Kiel einen Umwelt​preis, der jeweils am Tag der Umwelt (5. Juni) verliehen wird. Der Preis soll auf mehrere Preisträger aufgeteilt werden. Gegenstand der Auszeich​nung sollen in erster Linie konkrete Umweltverbesserungen oder prakti​sche Aktivitäten sein, die die vorhandenen Umweltbeeinträchtigungen ver​mindern.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Details für einen solchen Umwelt​preis auszuarbeiten und wegen der Finanzierung des Preises mit möglichen Förderern, z. B. Kieler Spar- und Leihkasse oder anderen Unternehmen, Kontakt aufzunehmen.

Die Vorbereitung sollte zeitgerecht so erfolgen, daß der Umweltpreis mit dem notwendigen zeitlichen Vorlauf 1991 das erste Mal ausgelobt werden kann.



Ferner ist hierzu folgender Alternativantrag          - Drs. 695 -



der F.D.P.-Ratsfraktion auf den Tisch gelegt worden:

Um die aktive Beteiligung der Öffentlichkeit an der Lösung lokaler Um​weltprobleme zu fördern, stiftet die Landeshauptstadt Kiel einen Umwelt​preis für die gewerbliche Wirtschaft, der jeweils am Tag der Umwelt,



05. Juni, verliehen wird. Der Preis kann auch auf mehrere Preisträger



aufgeteilt werden.

Der Umweltpreis soll umweltgerechtes Verhalten, das erkennbar deutlich über bestehende Vorschriften hinaus wirksam wird, belohnen. In vorder​ster Linie soll dabei nicht allein der finanzielle Anreiz stehen, son​dern der Umweltpreis soll auch den Firmen die Möglichkeit geben, mit der Verleihung des Preises zu werben und gleichzeitig angespornt durch ihr Verhalten weiterhin beispielgebend auf andere Mitbewerber zu wirken.

Insgesamt muß durch Öffentlichkeitsarbeit diese Aktion in ein Gesamtkon​zept der Förderung des allgemeinen Umweltbewußtseins eingefügt werden. Neben einer deutlichen Eigenbeteiligung der Stadt sollten auch Verbände und Einzelfirmen in die Mittelbereitstellung einbezogen werden.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Details für einen solchen Umwelt​preis auszuarbeiten und wegen der Finanzierung des Preises möglichen Förderern, z. B. Kieler Spar- und Leihkasse oder anderen Unternehmen, Kontakt aufzunehmen.

Die Vorbereitung sollte zeitgerecht so erfolgen, daß der Umweltpreis mit dem notwendigen zeitlichen Vorlauf 1991 das 1. Mal ausgelobt werden kann.

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) erläutert den Antrag seiner Frak​tion.


Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) empfindet den Antrag der F.D.P.-Rats-


fraktion als konkreter.

Er bemängelt, daß der Antrag der SPD-Ratsfraktion keine Angaben über die Höhe des Preises enthält. Auch ist unklar, an wen der Preis verliehen werden soll und wie oft die Verleihung erfolgen soll.

Es sollte im Rahmen der Haushaltsberatungen ein fester Betrag für den Umweltpreis im Haushaltsplan ausgewiesen werden. Zu klären wäre, wer darüber beschließt, wer den Preis erhält. Auch muß konkreter festgelegt werden, wofür der Preis verliehen wird. Darüber nachzudenken sollte nicht allein der Verwaltung überlassen werden.

Er beantragt, beide Anträge in den Umweltausschuß zu überweisen.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) teilt an Ratsherrn Rogacki gewandt mit, daß ihre Fraktion den Antrag in den Wirtschaftsaus​schuß eingebracht hat. Der Antrag wurde aber auch jetzt schon zur Sit​zung der Ratsversammlung eingebracht, weil zu diesem Thema bereits ein anderer Antrag vorlag.


Sie hält den Antrag ihrer Fraktion ebenfalls für konkreter als den An-


trag der SPD-Ratsfraktion.

Sie weist darauf hin, daß es eine Vielzahl von Umweltpreisen für die Öf​fentlichkeit gibt.


Wenn die Stadt Kiel einen Preis ausschreibt, dann sollte dieser für die


gewerbliche Wirtschaft bestimmt sein.

Es wird allgemein von der Wirtschaft erwartet, daß sie sich für die Um​welt einsetzt. Es sollte ihr dann aber auch möglich sein, mit einem sol​chen Preis werben zu können.


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) hält keinen der beiden Anträge für


konkret.

Es ist darauf zu achten, daß eine Inflation der Preise vermieden wird. Die Festlegung der Kriterien für die Verleihung sollte durch die Selbst​verwaltung erfolgen.


Er hält eine Beratung im Umweltausschuß für sinnvoll.

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) hält eine Überweisung an einen oder mehrere Ausschüsse für ungünstig.


Seiner Ansicht nach sollte zunächst die Verwaltung Detailvorschläge er-


arbeiten.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) erklärt, daß die Verwaltung für die nächste Sitzung des Umweltausschusses einen Vorschlag machen kann.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: 


A b g e l e h n t   - mit Mehrheit - bei Enthaltungen -


Beschluß zur Drucksache 632: Nach Antrag - mit Mehrheit - 


Beschluß zur Durcksache 695: A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß sich 4 Ratsmit-


glieder enthalten haben.


Abschließend stellt sie fest, daß der Antrag der SPD-Ratsfraktion


- Drs. 632 - mit Mehrheit beschlossen ist.

b) Ausschußumbesetzung                                   - Drs. 638 


​------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Für das ausscheidende Mitglied Oliver Wendenkampf im Umweltausschuß wird Herr





Ralf   S c h m i t t





Calvinstr. 25





2300 Kiel 1


als ordentliches Mitglied in den Umweltausschuß gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

c) Frauenfeindliche Darstellungen der Fassadenmalerei    - Drs. 639 -


am Iltisbunker


-------------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Vorsitzenden des Kunstbeirats und Kulturausschusses werden beauf​tragt, zum Thema frauenfeindliche Darstellungen der Bunkerbemalung unter Beteiligung der Leiterin der Gleichstellungsstelle und des Ar​beitskreises "Gewalt gegen Frauen" eine (o. ggf. mehrere) gemeinsame, öffentliche Sondersitzung(en) durchzuführen. Die Gleichstellungsstel​le und der Arbeitskreis werden an den Beratungen in vollem Umfang und gleichberechtigt beteiligt.


2. Inhalt und Ziel der Sondersitzung(en) sind: 



a) Erörterung des frauenpolitischen Ansatzes der Kritik 

b) Erarbeitung von Vorschlägen für den weiteren Umgang mit dem 




Bunkerbild im Interesse der Frauen 

c) Vorlage einer Beschlußempfehlung an die Ratsversammlung bis zum ........


3. Die Ratsversammlung fordert die Gremien und die Verwaltung der Stadt

Kiel ausdrücklich dazu auf, sich zukünftig daran zu halten, daß die Gleichstellungsstelle bei allen Vorhaben frühzeitig zu beteiligen ist.


Ratsfrau   N i t s c h k e - F r a n k   (DIE GRÜNEN) erläutert den An-


trag.

Ratsherr   B i a l l o w o n s   (SPD) erklärt, daß die SPD-Ratsfraktion den vorliegenden Antrag ablehnt.


Er sieht nicht den Raum für die Erteilung eines Auftrages durch die


Ratsversammlung.


Der Vorwurf mangelnder Sensibilität rechtfertigt seiner Meinung nach


nicht ein Wiederaufrollen der Thematik.

Er kann nicht erkennen, daß die Nichtbeteiligung der Gleichstellungs​stelle kausal gewesen ist. Er kritisiert, daß dieses ernste Thema als Sommerlochdiskussion behandelt wird.


Anschließend macht er nähere Ausführungen zu einzelnen Absätzen des An-


trags und der Begründung.


Ratsherr   W i t t   (CDU) weist eingangs darauf hin, daß die Position


der CDU-Ratskfraktion hinlänglich bekannt ist.


Das Motiv als solches lehnt die Fraktion ab.


Er ist zwar grundsätzlich dafür, das Bild verschwinden zu lassen; dies


würde aber eine Nachzensur sein, und diese ist nicht gewollt.

Er empfiehlt Besuche in Kunstshallen und Museen, in denen sich ebenfalls frauenfeindliche Darstellungen befinden, über die nachgedacht werden


könnte.

Das Thema wurde auch im Ortsbeirat Gaarden ausführlich debattiert.

Man sollte sich mit dem Künstler auseinandersetzen.

Er weist darauf hin, daß sowohl bei der Bemalung selbst als auch bei der Entscheidung Frauen mitgewirkt haben. Diese Frauen haben mit Sicherheit nicht geschlafen, haben sich aber wohl nicht betroffen gefühlt.

Der Antrag trifft auf Ablehnung.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) signalisiert eben​falls Ablehnung.

Ihrer Ansicht nach hat Ratsherr Biallowons sehr ausführlich und objektiv die Ablehnung der SPD-Ratsfraktion begründet. Dem ist zuzustimmen.

Persönlich findet sie das Bild brutal und schrecklich. Sie kann damit nicht viel anfangen, empfindet es aber nicht als sexistisch.

Zu Ziffer 1. des Antrages führt sie aus, daß eine weitere Diskussion si​cher nicht schädlich wäre.

Die Gleichstellungsstelle sollte sich allerdings von selbst um die Ange​legenheit kümmern und nicht erst darauf gestoßen werden.

Sie merkt zu Ziffer 2. des Antrages an, daß sich wohl kein Künstler vor​schreiben läßt, sein Kunstwerk nachzubessern.

Sie wirft die Frage auf, ob die Ratsversammlung überhaupt eine Verände​rung beschließen kann. Da u. a. Urheberrechte betroffen sind, darf das ihrer Meinung nach nicht sein.

Auch wenn ihr persönlich das Werk nicht gefällt, findet sie es gut, sich mit Kunst auseinanderzusetzen.

Zensur, auch durch die Gleichstellungsstelle, lehnt sie ab.

Ratsherr   J o h a n n i n g   (SPD) teilt die Auffassung seiner Vorred​ner.

Die Diskussion hat ihn betroffen gemacht.

Seiner Ansicht nach handelt derjenige, der den Kontext des Bildes nicht sieht, böswillig. Die Kunst sucht Auseinandersetzung. Daher sind Diskus​sionen notwendig; die hier geführte erscheint ihm allerdings als pein​lich, da isolierte Aspekte zur öffentlichen Debatte herangezogen werden. Auch sollte man sich über die Konsequenz der Forderung im Klaren sein.

An die Ratsfraktion DIE GRÜNEN gerichtet erklärt er, daß die Chance zur Umkehr besteht, indem der Antrag zurückgezogen wird.

Ratsfrau   S c h a l o w   (SPD) erklärt, daß ihr erster Eindruck des Bildes den Gedanken hervorrief, daß das ja wohl nicht wahr sein dürfe.

Nach vielen Überlegungen betrachtet sie das Bild jetzt allerdings als Dokument dieser Zeit. Es dokumentiert die Gewalt über Frauen und weist deutlich darauf hin, daß man die Vermarktung von Frauenkörpern zuläßt.

Mit diesem Ansatz hat das Bild seinen Sinn erfüllt; es sollte als Anre​gung verstanden werden.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) erklärt, daß Zen​sur nicht das Thema des Antrages ihrer Fraktion sei; gefordert ist das Wahrnehmen der Debatte.

Nach ihrer persönlichen Meinung ist das Bild "Arbeiterbewegungskitsch". Mit den alten Frauen-Klisches muß endlich Schluß gemacht werden. Dies ist eine Geschmacksfrage und hat nichts mit Zensur zu tun.

Es soll eine Debatte geführt werden, die den Wert der Frau verständlich macht.

Die Kulturpolitik hat die Aufgabe, solche Konflikte zu organisieren.

Frau   S c h ü m a n n   (Gleichstellungsbeauftragte) hält das Kunstwerk nicht für peinlich, sondern für problematisch. Das Bild wird besonders kritisch gesehen, da es sich im öffentlichen Raum befindet, was es von ähnlichen Werken z. B. in Kunsthallen unterscheidet.

Das Problem ist, daß seit geraumer Zeit versucht wird, Gewalt gegen Frauen und Sexismus in der Werbung abzubauen und es jetzt dieses Bild gibt, dem man sich nicht entziehen kann.

Der Gleichstellungsstelle sollte nicht die Aufgabe übertragen werden, zu beurteilen, ob das Bild sexistisch ist. Man sollte überlegen, wie man mit den Vorwürfen umgeht und wie zukünftig mit dem Bild zu verfahren ist.

Den Antrag abzulehnen ist zu einfach.

Stadträtin   L e n t z   (SPD) findet es merkwürdig, einen Antrag zu stellen, der die Diskussion will, aber gleichzeitig keine Zensur bedeu​ten soll.

Hinter dem Antrag steht der eindeutige Wunsch, das Bild solle verschwin​den. Dies stellt jedoch Zensur dar.

Für die Frage, welches Kunstwerk in den Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückt werden soll, sind nur künstlerische Gesichtspunkte ausschlagge​bend.

Sie verwehrt sich heftigst dagegen, die Frauen einfach in zwei Gruppen aufzuteilen, nämlich in die eine Gruppe der dummen Frauen, die zu un​sensibel sind, und in die andere Gruppe der Frauen, die begreifen. Sie betont, daß sie für sich allein entscheiden kann.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) hält die laufende Debatte für eine Scheindiskussion.

Es wird so getan, als hätte seine Fraktion ein Übermalen des Bildes be​antragt. Es wurde allerdings nur eine qualifizierte Diskussion bean​tragt; eine Lösung wurde nicht vorgeschrieben.

Er bemerkt, daß es auch Grenzen der Kunstfreiheit gibt. In der ganzen Stadt gibt es kein Objekt, das so gut als Anlaß zur Diskussion geeignet ist und genau diese wird jetzt bedauerlicherweise verweigert.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) möchte wissen, ob die Ratsfraktion DIE GRÜNEN und Ratsherr Voigt das Bild verändern möchten.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) antwortet, daß es dazu keine Frak​tionsauffassung gibt. Er persönlich ist dagegen, das Bild zu übermalen. Man muß sich aber Gedanken machen, ob es nicht eine Möglichkeit gibt, anders mit dem Bild umzugehen.

Beschluß:  A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

Es folgt eine Sitzungsunterbrechung von 17.58 Uhr bis 18.24 Uhr.

d) Umbesetzung im Ausschuß Kieler Woche und              - Drs. 642 -


und Städtefreundschaften


---------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Anstelle von Prof. Dr. Günter Mix, Meimersdorfer Weg 209, 2300 Kiel 14 wird als bürgerliches Mitglied


Herr Ullrich Adamczewski, Raisdorfer Str. 25, 2300 Kiel 14


in den o. g. Ausschuß gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

e) Atomwaffenfreie Zone Kiel                             - Drs. 640 


​------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion


DIE GRÜNEN vor:

Das Überleben der Menschheit ist durch Atomwaffen und andere Massenver​nichtungswaffen gefährdet; sie müssen abgeschafft werden. Die Reduzie​rung von atomaren und anderen Massenvernichtungswaffen trägt dazu bei, den Frieden sicherer zu machen. Schritte zu diesem Ziel sind die ver​schiedenen Vorschläge zur Schaffung von Zonen, die frei von atomaren und anderen Massenvernichtungswaffen sind.

In diesem Zusammenhang beschließt der Rat der Landeshauptstadt Kiel, im Rahmen seiner Kompetenz keine Maßnahmen zu unterstützen, die der Lage​rung, der Stationierung oder dem Transport von nuklearen oder anderen Massenvernichtungswaffen auf dem Gebiet der Landeshauptstadt Kiel die​nen, insbesondere hierfür keine Grundstücke zur Verfügung zu stellen. In diesem Sinne erklärt sich die Landeshauptstadt Kiel zur "Atomwaffenfrei​en Zone".

Der Rat der Stadt appelliert an die Kieler Bürgerinnen und Bürger, sich mit der Friedens- und Rüstungsproblematik zu befassen; denn es geht um unser aller Zukunft.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) erläutert den interfraktionellen


Antrag.


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) freut sich über die sinnvolle Sach-


entscheidung und macht ebenfalls erläuternde Anmerkungen.

Stadtrat   M o r i z   (CDU) weist darauf hin, daß die Sicherheitspoli​tik Bundesangelegenheit ist. Es wird also über etwas diskutiert, das gar nicht in den eigenen Zuständigkeitsbereich fällt.

Die heutige Situation, die charakterisiert wird durch Frieden, Entspan​nung, Abrüstung, Abzug von Truppen und C-Waffen-Abzug, ist zu einem gro​ßen Teil dem Vorhandensein von Atomwaffen zu verdanken.

Atomwaffen sind Kriegsverhinderungswaffen, da sie für einen potentiellen Angreifer ein nicht kalkulierbares Risiko bedeuten. Eine völlige Ab​schaffung ist nicht möglich. Zur Zeit besteht eine Überkapazität, die jedoch nur bis zu einer Mindestzahl abgebaut werden kann, damit weiter​hin Schutz vor Angriffen, beispielsweise durch Dritte-Welt-Länder, be​steht.


Er wird den Antrag ablehnen.


Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) erklärt, daß seine Fraktion den Antrag


ebenfalls ablehnen wird.

Der Antrag ist unzeitgemäß; er schadet zwar nicht, nützt jedoch auch nichts. Aufgrund der weltweiten Abrüstung ist er mittlerweile überholt.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) fragt, warum sich die Fraktionen weigern, den Verzicht auf A-, B- und C-Waffen in das Grundgesetz aufzu​nehmen.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) kann diese Frage nicht beantworten. Er hat allerdings noch nie einen Politiker gehört, der sich dafür ausge​sprochen hat. Ein solcher Antrag ist in der politischen Wirklichkeit nicht umsetzbar.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

f) Änderung des kommunalen Finanzausgleichs              - Drs. 649 


​---------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung wendet sich mit Nachdruck gegen die von der Landes​regierung Schleswig-Holstein beabsichtigte Neufassung des Finanzaus​gleichsgesetzes, die das strukturelle Defizit der Stadt Kiel nicht nach​haltig beseitigt. Sie lehnt die Kürzung der zu erwartenden Zuwächse im Finanzausgleich entschieden ab und hält es für unvertretbar, daß die Landesregierung dadurch versucht, die eigene finanzielle Lage auf Kosten der Kreise und kreisfreien Städte zu mildern. Sie fordert vielmehr einen auf Dauer angelegten tatsächlichen Ausgleich für die Belastungen, die ihr aus der Trägerschaft der Sozialhilfe erwachsen. Der Landtag des Lan​des Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Kürzungspläne der Landes​regierung zum kommunalen Finanzausgleich nicht zu beschließen.


Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) erläutert den Antrag.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) hält den Antrag für einen richtigen Schritt in die richtige Richtung. Dennoch soll zu diesem Zeitpunkt zu​nächst die Überweisung in den Finanzausschuß erfolgen.

Der Innenminister hat vor der Sommerpause einen Referentenentwurf abge​geben. Es wurden erst später Stellungnahmen kommunaler Spitzenverbände angefordert, die alle unterschiedlich ausgefallen sind.


Sie wünscht sich eine ordentliche Gremienbefassung, weil dann später


vielleicht vieles deutlicher wird.


Sie beantragt die Überweisung in den Finanzausschuß.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) ist der Auffassung, daß die SPD​Ratsfraktion sich aus taktischen Gründen jetzt nicht mit der Landesre​gierung anlegen will.


Seine Fraktion stimmt dem Antrag in der vorliegenden Form zu und stimmt


gegen den Überweisungsantrag.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) betrachtet die Angelegenheit wie Ratsherr Voigt und hält das geplante Verfahren für eine brutale Enteig​nung.


Er betrachtet den jetzigen Zeitpunkt für den Antrag als bestmöglichen


und bittet daher, dem Antrag jetzt zuzustimmen.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

g) Auswirkungen im Bereich der sozialen Dienste          - Drs. 650 -

durch die Verkürzung der Zivildienstzeit 

-------------------------------------------- 


Hierzu wurde folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion als Tischvorlage


vorgelegt:

Der Magistrat wird aufgefordert, bis zur Ratsversammlung im Oktober 1990 zu berichten über die zu erwartenden Auswirkungen der Verkürzung der Zi​vildienstzeit auf die personelle Austattung und die Funktionsfähigkeit der sozialen Dienste in städtischer und freier Trägerschaft sowie die geplanten Lösungsmöglichkeiten.


Die Dringlichkeit wurde nicht anerkannt.


Damit steht dieser Antrag heute nicht zur Beratung an.

h) Planungsstand Mühlenwegtrasse                         - Drs. 651 ​


----------------------------- 


Hierzu sollte ein Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion als Tischvorlage


vorgelegt werden; es liegt jedoch kein Material vor.


Der angekündigte Antrag ist von der F.D.P.-Ratsfraktion zurückgezogen


worden.

i) Genehmigung nicht aufschiebbarer Ausgaben             - Drs. 658 


​----------------------------------------- 


Hierzu wurde folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN als Tischvor-


lage vorgelegt:


1. Die Punkte 2 bis 5 des Beschlusses des Jugendwohlfahrtsausschusses

vom 14. Juni 1990 "Förderung des Autonomen Mädchenhauses des Vereins Lotta e. V." werden aufgehoben.

2. Die bei der Haushaltsstelle 475.7044 für das Autonome Mädchenhaus des Vereins Lotta e. V. bereitgestellten Gelder in Höhe von 20.900 DM werden unverzüglich freigegeben.

3. Dem Antrag des Vereins Lotta e. V. zum 2. Nachtragshaushalt der Lan​deshauptstadt Kiel in Höhe von 91.100 DM wird zugestimmt. Die Gelder werden bereitgestellt.


Die Dringlichkeit wurde nicht anerkannt.


Damit steht dieser Antrag heute nicht zur Beratung an.

j) Neuordnung des Magistrats                             - Drs. 684 


​------------------------- 


Hierzu wurde folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion als Tischvorlagve


vorgelegt.

Die Dezernatsverteilung der Landeshauptstadt Kiel wird neu geordnet. Bei dieser Neuordnung ist zu beachten, daß die Sachgebiete/Dezernate so ge​gliedert werden, daß eine sachgerechte Aufgabenerfüllung gewährleistet ist.


Die Dringlichkeit wurde nicht anerkannt.


Damit steht dieser Antrag heute nicht zur Beratung an.

k) Tag der deutschen Einheit am 3. Oktober 1990          - Drs. 690 


​--------------------------------------------

Hierzu wurde folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion als Tischvorlage vor​gelegt:

Die Stadtpräsidentin wird aufgefordert, anläßlich des Tages der deut​schen Einheit am 3. Oktober 1990 eine Feierstunde im Rathaus im angemes​senen Rahmen zu veranstalten.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) erläutert den Antrag und erklärt, daß seine Fraktion sich eine Feierstunde im Ratssaal vorstellt und daß Übereinstimmung mit der SPD-Ratsfraktion und der F.D.P.-Ratsfraktion be​steht, die Einzelheiten im Ältestenrat zu beraten. Die nötigen finan​ziellen Mittel sollen nachträglich bereitgestellt werden.


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erklärt, daß seine Fraktion den An-


trag ablehnen wird.

Er sieht keinen Grund für eine gesonderte Feier. Es wird hier keine Ein​heit zwischen Gleichberechtigten geschaffen, sondern es wird ein kurzat​miger Übernahmeprozeß vollzogen.


Solche Entwicklungen stellen keinen Grund zum Feiern dar, sondern sind


nur mit finanziellen Belastungen verbunden.


Ratsfrau   V o l q u a r t z   (CDU) fragt, ob Ratsherr Voigt die Deut-


sche Einheit etwa nur an den Kosten festmachen will.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

l) Einwendung der Landeshauptstadt Kiel                  - Drs. 691 -


gegen den Einsatz von plutoniumhaltigen

MOX-Brennstäben im KKW Brunsbüttel 

--------------------------------------- 


Hierzu wurde folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN als Tischvor-


lage vorgelegt:

Der Magistrat/Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel wird aufgefor​dert, im Interesse der BürgerInnen bis zum 1. Oktober 1990 bei dem Mini​ster für Soziales, Gesundheit und Energie des Landes Schleswig-Holstein Einwendungen gegen den von der Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH beantrag​ten Einsatz von plutoniumhaltigen Mischoxid(MOX)-Brennelementen im AKW Brunsbüttel zu erheben.


Die Dringlichkeit wurde nicht anerkannt.


Damit steht dieser Antrag heute nicht zur Beratung an.

m) Einrichtung einer dritten Gesamtschule                - Drs. 692 -


in Kiel-Süd


-------------------------------------- 

Hierzu wurde folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN als Tischvor​lage vorgelegt:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel appelliert an die Landes​regierung/Kultusministerium, im Falle der Landeshauptstadt Kiel die An​tragsfrist für die Einrichtung/Genehmigung einer neuen Geamtschule in Kiel-Süd um vier Wochen zu verlängern.



Die Dringlichkeit wurde nicht anerkannt. 



Damit steht dieser Antrag heute nicht zur Beratung an.

10. Betreff: Satzungsänderung der Kieler Spar- und           - Drs. 644 



​Leihkasse

Hierzu liegt kein nachgereichtes Material vor, da die Vorlage im Magistrat vertagt worden ist.


Sie steht damit heute nicht zur Beratung an.

11. Betreff: Richtlinien für die Ehrung jugendlicher         - Drs. 602 



Spotler/innen


Berichtersstatter: Stadtrat Günter Schmidt-Brodersen


Antrag:  Den beigefügten "Richtlinien für die Ehrung jugendlicher Sport-




ler/innen" wird zugestimmt.

Stadtrat   S c h m i d t - B r o d e r s e n   (CDU) ergänzt die Vorlage dahingehend, daß in den Richtlinien unter Punkt (7) das Gremium um einen Vertreter/in des Behindertensports erweitert wird.


Beschluß einschließlich der vorgetragenen Ergänzung: 


Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Neubesetzung des Kuratoriums der                - Drs. 617 ​



Volkshochschule


Berichterstatter: Stadträtin Gudrun Lentz


Antrag:  In das Kuratorium der Volkshochschule der Landeshauptstadt Kiel

werden nach § 11 der Satzung über die Volkshochschule der Landes​hauptstadt Kiel als Vertreter der folgenden Organisationen und In​stitutionen gewählt:





1. Deutscher Gewerkschaftsbund Kreis Kiel-Plön 






Elke Schunck 






Horst Herchenröder





2. Bund der Arbeitgeber für Kiel und Umgebung e. V.






Andreas Stein





3. Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 






Uwe Melzer





4. Kieler Jugendring e. V. 






Boris Lehmann





5. Deutscher Beamtenbund - Landesbund Schleswig-Holstein - 






Jörg-Wilhelm Trenkner





6. Katholische Kirche 






Dipl.-Theologe Bernd Gaertner




7. Christian-Albrechts-Universität 





Prof. Dr. Hain Rebas 





Prof. Dr. Hermann Achenbach




8. Fachhochschule Kiel 





Prof Dr. Jürgen Daniels




9. Pädagogische Hochschule Kiel 





Prof Dr. Hans Rüdiger



10. Evagelische Kirche





Pastor Rainer Sieg



11. Sportverband Kiel e. V. 





Peter Utermann


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig - bei Enthaltungen -

13. Betreff: Vermögenshaushalt 1990, UA 115,                 - Drs. 624 ​



außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle 115.008.951 - 



Bo​densanierung auf dem Grundstück Julienluster Weg -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Folgende Anordnung des Oberbürgermeisters gem. § 82 Abs. 1 Satz 3 1. Alternative GO wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 115.008.951 - Bodensanierung auf dem Grundstück Julienluster Weg - wird einer sofortigen außerplanmäßi​gen Ausgabe in Höhe von 27.000,-- DM zugestimmt.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 63.025.950 - Ausbau des Straßenzuges Karlstal-Helmholtzstraße -


Diese Vorlage wurde im Magistrat zurückgezogen. 


Damit steht sie heute nicht zur Beratung an.

14. Betreff: Neubau des Fw-Hauses der FF Kiel-Mitte          - Drs. 634 



​mit einer Abschnittsführungsstelle


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:  Der Bereitstellung von 3.260.000,-- DM als VE für den Nachtrag 1990 auf der HHSt. 130.025.940 wird zugestimmt. 



Abzulösen in 1991.

Diese Vorlage wurde im Magistrat zurückgezogen. Damit steht sie heute nicht zur Beratung an.

15. Betreff: Neubau Einsatzzentrale der Feuerwehr            - Drs. 635 



​- Nachrichtentechnik -



hier: Kostenanschlag aufgrund der 




Ausschreibungsergebnisse


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:  Einer Erhöhung der Ausgaben von bisher insgesamt 2.455.000,-- DM

auf insgesamt 3.910.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 130.022.964 - Nachrichtentechnik der Einsatzzentrale der Feuerwehr - wird zu​gestimmt.



Die Mittel werden wie folgt veranschlagt: 

1990:       1.426.000,-- DM, VE   2.484.000,-- DM 



1991:       1.242.000,-- DM 

1992:       1.242.000,-- DM

Diese Vorlage wurde im Magistrat zurückgezogen. Damit steht sie heute nicht zur Beratung an.

16. Betreff: Beihilfe an den Förderverein MS "Stadt Kiel"    - Drs. 661 



​hier: Gebührenbefreiung für das Taditions- 




schiff MS "Stadt Kiel"


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag:  Vorbehaltlich der Bereitstellung der Haushaltsmittel erhält der Förderverein MS "Stadt Kiel" e. V. ab Mai 1990 antragsgemäß eine Beihilfe zur Begleichung der Hafengebühren von z. Z. 14.300,-- DM bei 30 Fahrten jährlich. 

Der Mehrbetrag in dieser Höhe ist bereits im Druckentwurf des Nachtragshaushaltsplanes als Mehrbetrag aufgenommen worden. Nach Bereitstellung der Haushaltsmittel werden die Hafengebühren vom Kulturamt direkt mit den Hafen- und Verkehrsbetrieben abgerechnet.

Diese Vorlage wurde im Magistrat bis zu den Beratungen des 2. Nachtrags-


haushaltsplans vertragt.


Damit steht diese Vorlage heute nicht zur Beratung an.

17. Betreff: Deponie Schönwohld, 1. Bauabschnitt             - Drs. 654 -


Die angekündigte Vorlage ist im Magistrat zurückgezogen worden.


Sie steht damit heute nicht zur Beratung an.

18. Betreff: Öffentlichkeitsarbeit                           - Drs. 655 -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Der Leistung eine überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 72/653 - Öffentliche Bekanntmachungen - in Höhe von 230.000,-- DM wird zugestimmt.

Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Einsparungen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 72.675 - An öffentliche Unternehmen -.

Diese Vorlage wurde als Tischvorlage vorgelegt. Die Dringlichkeit wurde


anerkannt.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) erläutert neben dieser Vorlage auch gleichzeitig die Vorlagen zu den Tagesordnungspunkten 19. und 23.


Zu Tagesordnungspunkt 19 liegt folgende Vorlage vor:

Betreff: Umstellung der Müllabfuhr, EDV-Programm         - Drs. 656 -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 170.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 72.000.9355 (Sonstige bewegliche Sachen) für die Beschaffung eines EDV-Programms zur Um​stellung der Müllabfuhr.

Die Ausgaben werden gedeckt durch Einsparungen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 65.902.950 - Gutenbergstraße.


Zu Tagesordnungspunkt 23 liegt folgende Vorlage vor:

Betreff: Beschaffung und Errichtung von Container-       - Drs. 681 -



Sozialräumen


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Hö​he von 151.000,-- DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 72.015.940 - Beschaffung und Errichtung von Container-Sozialräu​men -.

Die Ausgaben werden gedeckt durch Einsparungen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 65.902.950 - Gutenbergstraße - Lärm​schutz -.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) hält es für dringend und zwingend erfor​derlich, Maßnahmen zur Abfallvermeidung einzuleiten, hat aber Mißtrauen bei Tischvorlagen.

Der Umweltdezernent hat ohne Erörterung in den Gremien die neue Abfallsat​zung in den "Kieler Nachrichten" vorgestellt.

Er findet es erstaunlich, daß Kompostbehälter einfach verschenkt werden. Er geht näher auf die einzelnen Vorlagen zu den Punkten 18., 19. und 23. ein.

Er beantragt Vertagung, um die Vorlagen im Umwelt- und im Ordnungsausschuß erörtern lassen zu können.


Die Vorlagen zu den Tagesordnungspunkten 18., 19. und 23. sind damit ver-


tagt und stehen heute nicht zur Beratung an.

19. Betreff: Umstellung der Müllabfuhr, EDV-Programm         - Drs. 656 -

Diese Vorlage wurde bereits zusammen mit Tagesordnungspunkt 18. behandelt. Beratung siehe dort.

20. Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Vorlage vor.


In der verschickten Tagesordnung war dies der Punkt "Verschiedenes".

21. Betreff: Überplanmäßige Ausgaben bei der Haushalts-      - Drs. 668 



​stelle 700.501 - Stadtentwässerung; 

Unterhaltung der maschinellen, der Heizungs- und Lichtanlagen; 



hier: Genehmigung einer Eilentscheidung 




des Magistrats


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 S. 3 GO



vom
12.09.1990 - Punkt 10 a der Tagesordnung - wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 700.501 - Stadtentwässerung; Unterhaltung der maschinellen, der Heizungs- und Lichtanlagen - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 12.000,-- DM zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haus​haltsstelle 200.5001 - Amt für Schulwesen; Sanierung schadstoffbe​lasteter Schulgebäude.


Die Dringlichkeit dieser Tischvorlage wurde anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

22. Hierzu liegt als Tischvorlage eine Mitteilung des        - Drs. 678 


​Oberbürgermeisters vor.


Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist festgestellt worden, daß es sich


hierbei lediglich um eine Geschäftliche Mitteilung handelt.


Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenen Mit​teilung des Oberbürgermeisters ist in der dieser Niederschrift vorgehefte​ten Kurzniederschrift enthalten.

23. Betreff: Beschaffung und Errichtung von Container-       - Drs. 681 



​Sozialräumen


Diese Vorlage wurde bereits zusammen mit Tagesordnungspunkt 18. behandelt.


Beratung siehe dort.

24. Verschiedenes


Es liegen keine Wortmeldungen vor.


Stadtpräsidentin            1. Schriftführerin          2. Schriftführerin


2. Stellv.
             1. Stellv.                  2. Stellv.

Stadtpräsident              Schriftführer               Schriftführer

Protokollführerin

